Satzung
des Krankenpflegevereins 

Vorderer Heuberg

§ 1

Name und Sitz des Vereins

(1)
Der Verein führt den Namen „Krankenpflegeverein Vorderer Heuberg“ und soll in das Vereinsregister eingetragen werden. 

(2)
Sitz des Vereins ist in 78600 Kolbingen, Landkreis Tuttlingen.

§ 2

Zweck

(1)
Zweck des Vereins ist die


1.1
Förderung der Jugend- und Altenhilfe


1.2
Unterstützung von Personen bei Verrichtungen des täglichen Lebens


1.3
Förderung der Bildung und Erziehung.

(2)
Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch

2.1 
Besuchsdienste bei älteren, kranken, behinderten und hilfsbedürftigen Personen

2.2
hauswirtschaftliche Hilfen wie z.B. Einkaufen, Kochen, Waschen, Bügeln

2.3
Begleitung von älteren, kranken, behinderten und hilfsbedürftigen Personen z.B. zu Arztbesuchen, Behördengängen, zu sozialen und kirchlichen Einrichtungen

2.4
Entlastung pflegender Familienangehöriger

2.5
Angebote zur Unterstützung von Familien und Alleinerziehender, z.B. Beratung über Hilfsmöglichkeiten und Angebote der verschiedensten Einrichtungen, Babysitterdienst

2.6
Betreuung und Unterstützung von Kindern und Jugendlichen, z.B. durch Hausaufgabenbetreuung, Sprachförderung, allgemeine oder spezielle pädagogische Schülerbetreuung, Mittagstisch

2.7
Durchführung von Vortragsveranstaltungen und Seminaren

2.8
Fortbildung der Helfer durch Vorträge und Seminare mit dem Ziel, die Qualität der angebotenen Hilfeleistungen zu sichern und fortzuentwickeln.

(3)
Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige und mildtätige Zwecke im Sinne des Abschnitts „steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

§ 3

Mittel und Haushalt des Vereins

(1)
Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr.
(2)
Die Führung der Jahresrechnung wird dem Kassier übertragen.
(3)
Der für die Vereinszwecke erforderliche Finanzbedarf wird gedeckt:


a.)
durch Mitgliedsbeiträge


b.)
durch kooperative Beiträge der evangelischen Kirchengemeinden  

                     Mühlheim und Wehingen


c.)
durch Geld- oder Sachspenden Dritter,


d.)
durch Zuschüsse von Sozialversicherungsträgern und Organisationen 



des Gesundheitswesens,


e.)
nach Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen durch Leistungs-



abrechnungen mit den Krankenkassen,


f.)
durch Leistungsentgelte der Mitglieder und Nichtmitglieder,


g.)
durch weitergegebene Zuschüsse der Kath.Sozialstation Tuttlingen.

(4)
a.)
Der nicht gedeckte Abmangel, abzüglich der örtlich aufgebrachten 



Mitgliedsbeiträge und Spenden wird im Verhältnis der Seelen auf die 
Kath. Kirchengemeinden Kolbingen, Renquishausen und Königsheim
aufgeteilt.


b.)
Entstehen Überschüsse, sind diese einer Rücklage zuzuführen.


c.)
Diese Regelung gilt, solange, die bürgerlichen Gemeinden mit der



Kath. Sozialstation Tuttlingen durch die bestehenden Finanzierungs-



vereinbarungen verbunden sind.

(5)
Die Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden.

(6)
Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

§ 4

Mitgliedschaft

(1)
Mitglieder des Vereins können sein:


1.Juristische Personen:

a.) die bürgerlichen Gemeinden Kolbingen, Renquishausen und Königsheim  


b.) die katholischen Kirchengemeinden Kolbingen, Renquishausen

Königsheim      

c.)
diejenigen evangelischen Kirchengemeinden, deren Gemeindegebiet

sich auf die obigen drei Gemeinden erstreckt.

2. Jede volljährige Person, die in einer der drei genannten Gemeinden ihren 

  Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat.

(2)
Der Vorstand kann Ausnahmen von der Erfordernis des Wohnsitzes zulassen.
(3)
Die Mitgliedschaft natürlicher Personen wird erworben durch schriftliche Beitrittserklärung. Der Vorstand entscheidet über die Aufnahme des Mitglieds. Die Mitgliedschaft tritt mit dem Tage der Zustellung der Aufnahmeerklärung in Kraft.

(4)
Der Beitritt ist jederzeit möglich. Der Mitgliedsbeitrag ist jedoch für das ganze Jahr, in dem der Beitritt erfolgt, zu entrichten.

(5)
Die Mitgliedschaft erlöscht:

a.)
durch Ausscheiden, nach erfolgter schriftlicher Kündigung zum Jahresende.
b.)
durch Tod.

c.)
durch Ausschluss durch den Vorstand bei Vorliegen wichtiger Gründe. Dies sind z.B. Verzug der Beitragszahlung um mehr als ein Jahr, vereinsschädigendes Verhalten, Wegzug usw.

(6)
Der Beitritt der juristischen Personen erfolgt auf Grund schriftlicher Erklärung derer gesetzlicher Vertreter unter Beifügung des Beitrittsbeschlusses.

§ 5 
Rechte der Mitglieder

(1)
Jedes Mitglied – soweit es sich um natürliche Personen handelt – hat das Recht, die Leistungen der ambulanten Krankenpflege für sich und seine Familienmitglieder nach Maßgabe der Gebührenordnung in Anspruch zu nehmen.


Als Familienmitglieder in diesem Sinne gelten:


a.)
der Ehegatte des Mitglieds


b.)
alle im Haushalt des Mitglieds lebenden, minderjährigen Kinder


c.)
volljährige Kinder des Mitglieds, soweit sie vom Mitglied ganz oder 

überwiegend unterhalten werden müssen,


d.)
Eltern des Mitglieds, soweit sie nicht selbst ein Einkommen haben, oder




vom Mitglied überwiegend unterhalten werden.

§ 6 Mitgliedsbeitrag

(1) 
Der Mitgliedsbeitrag wird von der Mitgliederversammlung festgesetzt. Er darf 6,00 Euro/Jahr nur dann unterschreiten, wenn durch Spenden Dritter die Einnahmen des Vereins die erforderlichen Jahresausgaben erheblich überschreiten würden.

(2)
Der Vorstand kann in begründeten Einzelfällen den Beitrag ermässigen oder erlassen.

(3)
Der Beitrag der evangelischen Kirchengemeinden wird von deren Organ selbst festgesetzt. Er beträgt jedoch mindestens das Dreifache des Jahresbeitrags für natürliche Mitglieder.

§ 7

Geschäftsführung, Einsatzleiter

(1) 
Für den Wirkungsbereich des Vereins können bei Bedarf zentrale Einsatzleiter eingestellt werden. Diese übernehmen die Geschäftsführung des Vereins wie Einsatzleitung, Einstellung von Helfern, Abrechnungen, Rechungswesen, allgemeine Büro- und Verwaltungstätigkeiten, Koordinierungsaufgaben, Zusammenarbeit mit anderen Hilfs- und Pflegeeinrichtungen, Zusammenarbeit mit Versicherungen, Ärzten und sonstigen Einrichtungen, die Öffentlichkeitsarbeit oder ihnen sonst vom Vorstand übertragenen Aufgaben.

(2) 
Es wird angestrebt, dass in den einzelnen Mitgliedsgemeinden jeweils ein Einsatzleiter vor Ort als Ansprech- und Bezugsperson vorhanden ist.

(3)
Die Geschäftsbereiche und die Zuständigkeiten werden in einem Geschäftsverteilungsplan geregelt.

§ 8

Helfer

(1)
Die Nachbarschaftshilfe wird durch Helfer durchgeführt. Ihr Einsatz erfolgt durch den Einsatzleiter vor Ort und bei Bedarf durch die zentralen Einsatzleiter.

(2)
Die Entschädigung und die Reisekosten werden durch den Vorstand festgelegt. Für ihre Tätigkeit sind sie vom Verein gegen Haftpflicht und zur Dienstreisehaftpflicht zu versichern.
(3)
Die Helfer erhalten Gelegenheit, sich laufend fortzubilden und zu qualifizieren.

§ 9

Organe des Vereins
(1)
Organe des Vereins sind


1.1 die Mitgliederversammlung


1.2 die Geschäftsführung (zentrale Einsatzleiter)


1.3 der Vorstand


1.4 der Vorsitzende

(2)
Die Organe beschließen, soweit in der Satzung nichts anderes bestimmt ist, mit einfacher Stimmenmehrheit. Stimmenenthaltungen und ungültige Stimmen bleiben unberücksichtigt. Für die Geschäftsführung (zentrale Einsatzleiter) und den Einsatzleiter vor Ort gelten weiter die Regelungen in der Geschäftsordnung.

(3)
Die Protokolle und Beschlüsse der Mitgliederversammlungen und der Vorstandssitzungen sind vom jeweiligen Versammlungsleiter und vom Schriftführer zu unterzeichen.

§ 10

Mitgliederversammlung

(1) 
Die ordentliche Mitgliederversammlung findet alle zwei Jahre, möglichst im ersten Quartal statt. Die Mitgliederversammlung soll turnusmäßig in den drei beteiligten Gemeinden abgehalten werden.

(2)
Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden, unter Angabe der Tagesordnung, des Versammlungsortes und des Versammlungszeitpunkts einberufen. Die Einberufung erfolgt mindestens eine Woche vorher im Gemeindemitteilungsblatt „donnerstags“.

(3)
Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist vom Vorsitzenden unter Beachtung der Grundsätze des Abs. 2 einzuberufen, wenn ein Drittel der Mitglieder die Einberufung schriftlich unter Angabe der Gründe beim Vorsitzenden beantragt, oder wenn der Vorstand die Einberufung beschließt, oder wenn die Haushaltslage des Vereins dies dringend erforderlich macht.

(4)
Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienen beschlussfähig. Die Beschlussfassung erfolgt, abgesehen von den Bestimmungen des § 20, mit einfacher Mehrheit der Anwesenden. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsitzende.

§ 11

Aufgaben der Mitgliederversammlung

(1)
Der Mitgliederversammlung obliegen:


a.) die Entgegennahme der Tätigkeitsberichte von Vorstand, Kassierern und

               Schriftführer,

b.) die Wahl der Vorstandsmitglieder und des Vorsitzenden sowie des    
     Stellvertreters,


c.) die Entlastung des Vorstands,


d.) die Beschlussfassung über die Änderung der Satzung und über die Auf-


     lösung des Vereins,


e.) die Festsetzung des Mitgliedsbeitrags und der Aufnahmegebühr,


f.)  die Genehmigung des Haushaltsplanes, wenn dieser vermögenswirksame

 
     Ausgaben in Höhe von mehr als 5.000 Euro im Einzelfall beinhaltet.

(2)
Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift zu fertigen, die vom Vorsitzenden und vom Schriftführer zu unterzeichnen ist.

§ 12

Vorstand

(1)
Der Vorstand besteht aus


a.) dem ersten Vorsitzenden, den 2.Vorsitzenden, die gem. § 11 von der         
               Mitgliederversammlung gewählt werden,


b.) den jeweiligen Bürgermeistern der beteiligten Gemeinden,


c.) den jeweiligen katholischen und evangelischen Geistlichen der beteiligten


     Kirchengemeinden,


d.) je einem Gemeinderatsmitglied der beteiligten Gemeinden,


e.) dem Kassier, der in Kolbingen wohnen soll,


f.)  dem Schriftführer,


g.) drei weiteren Vereinsmitgliedern, die von der Mitgliederversammlung


     gewählt werden. Sie sollen möglichst aus allen drei beteiligten Gemeinden


     stammen.

(2)
Im Verhinderungsfall kann der Bürgermeister seinen allgemeinen Stellvertreter, der Geistliche den zweiten Vorsitzenden oder ein vom Kirchengemeinderat gewähltes Mitglied des Kirchengemeinderats an seiner Stelle entsenden.

(3)
Die Vorstandsmitglieder nach Abs. 1 lit.d werden vom entsendenden Gemeinderat auf die Dauer der Amtsperiode des gewählten Gemeinderats gewählt.

(4)
Die Vorstandsmitglieder nach Abs. 1 lit a,e,f und g werden von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von 4 Jahren gewählt.

§ 13
Aufgaben des Vorstands

(1)
Dem Vorstand obliegt die Beratung und Beschlussfassung über alle Angelegenheiten des Vereins, soweit sie nicht der Mitgliederversammlung oder der Geschäftsführung (zentraler Einsatzleiter) vorbehalten sind. Insbesondere obliegt dem Vorstand die Einstellung und Entlassung der Geschäftsführung (zentrale Einsatzleiter) und der Einsatzleiter vor Ort, den Erlass des Geschäftsverteilungsplanes und der Geschäftsordnung, die Festlegung der Vergütungssätze der Helfer und die Festlegung der Gebühren für Leistungen der Helfer.

(2)
Der Vorstand kann zu einzelnen Tagesordnungspunkten seiner Sitzungen oder der Mitgliederversammlung sachkundige Personen oder Sachverständige mit beratender Funktion hinzuziehen.

§ 14

Sitzungen des Vorstands

(1)
Sitzungen des Vorstands sind grundsätzlich nicht-öffentlich. Soweit Tagesordnungspunkte verhandelt werden, die die Zuschusspflicht der Gemeinden nachhaltig beeinflussen, haben die Bürgermeister das Recht, die Mitglieder des Gemeinderats beratend beizuziehen.

(2)
Die Vorstandsitzungen finden nach Bedarf, mindestens jedoch zweimal jährlich statt.


Sie werden vom Vorsitzenden unter Angabe von Tagesordnung, Sitzungsort und –zeit einberufen. Die Einberufung muss schriftlich, mindestens eine Woche vorher erfolgen.

(3)
Der Vorstand muss einberufen werden, wenn mindestens ein Drittel seiner Mitglieder dies unter Angabe der Gründe schriftlich beim Vorsitzenden beantragt. Abs. 2 gilt entsprechend.

(4)
Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend sind. Bei Beschlussunfähigkeit wegen Nichterscheinen von Mitgliedern ist unverzüglich schriftlich eine zweite Sitzung einzuberufen, bei der ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen Beschlussfähigkeit erlangt wird. Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der Anwesenden gefasst. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsitzende.
(5)
Über die Beratungen des Vorstands ist eine Niederschrift zu fertigen.
§ 15
Vorsitzender

(1)
Der Vorsitzende wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von vier Jahren gewählt. Er soll möglichst aus dem Kreis der in der Mitgliederversammlung anwesenden Bürgermeister oder Geistlichen gewählt werden.

Nimmt von diesem Personenkreis kein Vorgeschlagener die Wahl an, kann ein anderes Mitglied der Versammlung vorgeschlagen und gewählt werden.

Dem Vorsitzenden werden zwei Stellvertreter beigegeben, die aus der Mitte des Vorstands für die Dauer von 4 Jahren wählt werden. Dabei soll das Verhältnis der drei beteiligten Gemeinden angemessen berücksichtigt werden.

(2)
Der Vorsitzende vertritt den Verein gerichtlich und außergerichtlich. Er hat die Stellung eines gesetzlichen Vertreters.
(3)
Der Vorsitzende besorgt ehrenamtlich alle Geschäfte des Vereins, soweit sie nicht nach der Satzung dem Vorstand oder der Mitgliederversammlung obliegen. 
(4)
Der Vorsitzende bereitet alle Sitzungen und Versammlungen vor. Er ist verpflichtet, im jeweiligen Einzelfall das Einvernehmen mit den Gemeinden oder Kirchen herzustellen.

(5)
Der Vorsitzende ist Dienstvorgesetzter der für den Verein tätigen Personen. 

(6)
Der Vorsitzende verwaltet das Vermögen des Vereins. Er erteilt die Kasseneinnahme- und Ausgabeanordnungen und überwacht die Haushaltsführung. Die Vorschriften der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg über die Haushaltsführung gelten sinngemäß.

§ 16

Vertretung des Vereins

(1)
Der 1.Vorsitzende und der 2.Vorsitzende vertreten den Verein im Sinne des § 26 BGB. Sie sind einzelvertretungsberechtigt.

(2)
Im Innenverhältnis sind die Vorstandsmitglieder verpflichtet, von ihrem Vertretungsrecht nur in folgender Reihenfolge Gebrauch zu machen


2.1 Vorsitzender


2.2 Stellvertreter des Vorsitzenden

§ 17
Widerspruchsrecht der Gemeinden

Die Gemeinden Kolbingen, Renquishausen und Königsheim haben, jede für sich allein, das Recht, Beschlüsse der Mitgliederversammlung oder des Vorstandes zu widersprechen, wenn durch diese Beschlüsse die Verteilung der Finanzierungsmittel erheblich zu Lasten der Gemeinden verschoben wird. Widerspricht eine Gemeinde, muss sie innerhalb von vier Wochen nach Bekanntwerden des beanstandeten Beschlusses, einen Alternativvorschlag unterbreiten. Hierüber entscheidet der Vorstand im Einvernehmen mit dem Gesamtgemeinderat der widersprechenden Gemeinde.

§ 18
 Auflösung des Vereins

(1)
Satzungsänderungen oder die Auflösung des Vereins können nur in einer eigens hierzu mit dieser Tagesordnung einberufenen Mitgliederversammlung beschlossen werden. Dazu ist eine Mehrheit von Drei Vierteln der anwesenden Mitglieder erforderlich. Ein solcher Beschluss bedarf der Zustimmung aller beteiligten Gemeinden.
(2)
Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen Zwecks fällt das Vermögen des Vereins im Verhältnis der Einwohnerzahlen an die Gemeinde Kolbingen, Renquishausen und Königsheim, die es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke zu verwenden haben.

§ 19
Salvatorische Klausel

Sollten eine oder mehrere Bestimmungen dieser Satzung ganz oder teilweise rechtsunwirksam sein, wird dadurch die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt.

Vorstehende Satzung wurde in der Versammlung am 28.11.2011 durch die anwesenden Mitglieder                beschlossen.

Kolbingen, den 28.11.2011
Bürgermeister Konstantin Braun
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